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(* nicht zutreffendes streichen*)

§ 1

Name und Sitz der Genossenschaft

Die Genossenschaft führt den Namen Wassergenossenschaft ________________ und hat ihren Sitz in  _______________

Gemeinde: 

Gerichtsbezirk:

BH:  
.

§ 2

Zweck und Umfang der Genossenschaft:

Die Genossenschaft ist eine Wassergenos​senschaft im Sinne des Wasserrechtsge​setzes 1959 - WRG 1959, BGBL. Nr. 215, i. d. g. F.; Sie ist eine Körper​schaft öffent​lichen Rechtes mit eigenver​antwortlicher Selbstverwaltung.

Zweck der Wassergenossenschaft ist:

(*nicht zutreffendes  streichen = demonstrative Aufzählung*  - zusätzliche Genossenschaftszwecke können aufgenommen werden, sofern dadurch nicht die Erfüllung eines der genannten Zwecke beeinträchtigt wird)
*)
die Herstellung und Erhaltung von einer Trink- und *Nutzwasserversorgungs​anlage*  
bzw. *Abwasserentsorgungsanlage*  in _________________________ der Gemeinde _______________________. 

*)
der Schutz von Grundeigentum und Bauwerken gegen Wasserschäden, die Regulierung des Laufes oder die Regelung des Abflusses (Wasserstandes) eines Gewässers, Vorkehrungen gegen Wildbäche und Lawinen, die Instandhaltung von Ufern und Gerinnen einschließlich der Räumung.

*)
Die Versorgung mit Trink-, Nutz- und Löschwasser einschließlich der notwendigen Speicherungs-, Anreicherungs- und Schutzmaßnahmen.


*)
Die Ent- und Bewässerung sowie die Regelung des Grundwasserhaushaltes.

*)
Die Beseitigung und Reinigung von Abwässern sowie die Reinhaltung von Gewässern. 

*)
Die Errichtung, Benutzung und Erhaltung gemeinsamer, der Ausnutzung und Veredelung der Wasserkraft dienender Anlagen.

*)
Die Leistung von Beiträgen zu wasserbaulichen oder wasserwirtschaftlichen Maßnahmen anderer;

*)
Die Vorsorge für ausgleichende Maßnahmen an Gewässern, soweit solche durch Anlagen mehrerer Wasserberechtigter erforderlich werden.

*)
Die Ausübung der regelmäßigen Aufsicht über Gewässer und Wasseranlagen oder die Beitragsleistung hiezu.

*)
Die Kontrolle, Betreuung und Instandhaltung wasserrechtlich bewilligter Anlagen;

*)
Die Sammlung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen.

Das Unternehmen erstreckt sich auf das Gebiet der Katastral​gemein​den: ________________ __________________________________________________________________________ Gemeinden:  _______________________________________________________________ 

und kann nach Be​darf und unter der Vor​aussetzung der er​forder​lichen behörd​lichen Genehmigungen auch auf andere Gemeinden bzw. Katastral​gemeinden ausgedehnt werden.

§ 3

Mitgliedschaft:

Mitglieder der Genossenschaft sind die jeweiligen Eigentümer bzw. Berechtigten der an die Wasser​ver​sorgungsanlage * bzw. Entsorgungsan​lage * angeschlossenen oder in Hinkunft anzuschließenden Liegen​schaften. 

Der Obmann * bzw. der Ge​schäftsführer*  hat ein Verzeichnis der Mitglieder anzulegen und ständig in Evidenz bzw. auf dem aktuellen Stand zu halten. 

Der Mitgliederstand unter Angabe der Mitglieder sowie Veränderungen sind der Wasserrechtsbehörde und der Wasserbuchbehörde längstens alle 2 Jahre mitzuteilen.

§ 4

Rechte der Mitglieder

Die Genossenschaftsmitglieder genießen folgende Rechte:

1.
*Wasserbezug aus der Wasserver​sor​gungs​anlage der Genossenschaft.*

1.
*Anschluss an die Abwasserentsor​gungsanlage der Genossenschaft.*

2.     Teilnahme an der Genossenschafts​ver​waltung im Sinne dieser Satzungen.

3.    Anteilnahme an allen von der Genossenschaft erbrachten Leistungen und allen der Genossenschaft dienenden Maßnahmen, sowie Mitbenutzung der von der Genossenschaft errichteten baulichen und maschinellen Verbandsanlagen.

4.
Verhältnismäßige Anteilnahme an den der Genossenschaft gewährten finan​ziellen Beihilfen zu den Bau- und Er​haltungskosten der Genossenschafts​anlagen.

5.
Anspruch auf eine angemessene Ent​lohnung für alle im Interesse des Unter​nehmens verrichteten Arbeiten, soweit diese mindestens einen Zeit​auf​wand von ¼ Tagschicht (2 Stunden) erfordern und nicht als Kostenbeitrag nach § 7 dieser Satzungen zu leisten sind.

§ 5

Pflichten der Mitglieder

Jedem Genossenschaftsmitglied obliegt die Pflicht,

1.
den Beschlüssen der Genossenschafts​versammlung und den Anordnungen der übrigen Ge​nossenschaftsorgane zeitgerecht nachzukommen,

2.
die vorgeschriebenen Genossenschafts​beiträge rechtzeitig zu leisten,

3.
die Organe der Genossenschaft auf wahrgenommene Schäden oder Miss​stände der Anlage unverzüglich auf​merksam zu machen,

4.
die Wahl in den Ausschuss anzu​nehmen, sofern nicht ein wichtiger, von der Genossenschaftsversammlung an​er​kannter Grund dagegen vorliegt,

5.
die eigenen Hausleitungen ordnungs​gemäß zu erhalten,

6.  die vorgeschriebenen Gebühren recht​zeitig zu leisten,

7.  keine Informationen, welche die Wassergenossenschaft schaden können (Anbot, Preisangaben, Konstruktionen usw.) weiterzugeben, sowie keine schädlichen Handlungen zu unternehmen, welche die Aufgabenerfüllung der Genossenschaft erschweren oder verhindern,

8.  der Genossenschaft auf Verlangen über alle Tatsachen und Rechtsverhältnisse jene Auskünfte zu geben, die für die Erfüllung der Genossenschaftsaufgaben und für die Beurteilung der Rechte und Pflichten aus der Mitgliedschaft notwendig sind,

9.    der Genossenschaft jede beabsichtigte Änderung in der Nutzung eines Wirtschaftsgebäudes - Schaffung von Wohnraum und dgl. bekanntzugeben. Diesbezüglich ist ein separater Anschluß erforderlich bzw. bei der Genossenschaft zu erwerben.

§ 6

Ermittlung der auf die einzelnen Mit​glieder entfallenden 

Stimmen und Beitragsanteile

1) * Das Stimmenverhältnis der Mitglieder richtet sich nach dem Maßstab für die Aufteilung  der Kosten, wobei der ein Drittel der Gesamtkosten (sämtlicher Beitragsanteile) übersteigende Kostenanteil eines Mitgliedes außer Betracht bleibt.*

        (oder):
     * Auf jedes Mitglied der Wassergenossen​schaft entfällt eine Stimme.* 

2)  Die Ermittlung der Beitragsanteile erfolgt nach folgendem Grundsatz:

     * Die auf die einzelnen Mitglieder entfal​lende Anzahl der Beitragsanteile wird nach dem  Wasserverbrauch festgelegt. Maß​gebend hiefür sind die Verbrauchswerte des unmittelbar vorausgegangenen Kalen​derjahres.*

        (oder):
     * Die auf die einzelnen Mitglieder entfal​lende Anzahl der Beitragsanteile wird nach dem Personen- und Viehstand bzw. nach der Zahl der Wasserauslässe festgelegt. Eine entsprechende Zählung ist einmal im Jahr von der Wassergenossenschaft durchzuführen, und sind die Ergebnisse des unmittelbar vorausgegangenen Kalenderjahres für die Ermittlung der Beitragsanteile maßgebend.*
(* nicht zutreffendes streichen* - beispielhafte Aufzählung - sonstige Aufteilung nach dem zu erlangenden Vorteil oder zu beseitigenden Nachteil möglich)
3)  Die Aufteilung der Kosten in Herstellungs-, Erhaltungs-, Betriebs-  und sonstige Kosten jeweils je Genossenschaftsmitglied ist im Jahresvoranschlag und Rechnungsabschluß vorzunehmen. 

§ 7

Voranschlag und Kostenaufteilung

1)  * Die Geschäftsperiode entspricht dem Kalenderjahr.*

   (oder):
     * Die Geschäftsperiode beträgt ___ Jahre (höchstens 3 Jahre)

         Die Abrechnung hat jedoch jährlich zu erfolgen (§ 78 Abs. 1 WRG).*

2)  Für jede Geschäftsperiode ist vom Aus​schuss im voraus ein Voranschlag als Grundlage für die Verwaltung aller Ein​nahmen und Ausgaben aufzustellen und von der Mitgliederversammlung bis spätestens ______ Wochen vor Beginn der nächsten Geschäftsperiode zu be​schließen. 

3)  Den Rechnungsabschluss hat die Mitgliederversammlung bis spätestens _____ Monate nach Ablauf der vorhergegangenen Geschäftsperiode zu beschließen.

4)  Soweit die Kosten, die der Ge​nossenschaft aus der Erfüllung ihrer Auf​gaben er​wach​sen, nicht anderweitig ge​deckt werden kön​nen, sind sie von den Genossenschaftsmit​gliedern nach Maßgabe der auf diese entfal​lenden Beitragsanteile (§ 6) zu tragen. Die auf die einzelnen Mitglieder ent​fallenden Kosten​beiträge sind vom *Ausschuss* bzw. *Ge​schäfts​führer* zu berechnen und schriftlich den Mit​gliedern zur Zahlung vorzu​schreiben. 

5) Der *Ausschuss* (oder)  *Geschäftsführer* hat zu bestimmen, ob die Beiträge oder welche Teile dieser in Geld oder in Natural​leistun​gen (Hand- und Zugdienste, Bei​stellung von Baustoffen oder Arbeiter​verpflegung usw.) zu bestehen haben. 

6) Geldbeiträge sind, wenn nicht ausnahms​weise eine längere Zahlungsfrist gewährt wird, binnen einem Monat nach Zustellung der Zahlungsvorschreibung bei der vom Obmann bezeichneten Stelle einzuzahlen. Wird die Zahlung nicht rechtzeitig geleistet und auch gegen die Zahlungsvorschreibung keine begründete Einwendung erhoben, so hat der Obmann der Genossenschaft gemäß § 84 WRG 1959, i.d.g.F., nach vorheriger kurzfristiger Mahnung die zwangsweise Eintreibung nach den Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes - VVG  zu veranlassen. 

7) Die Naturalleistungen sind zu der vom Ausschuss zu bestimmenden Zeit zu er​bringen. Im Weigerungsfalle oder bei Versäumung der Erfüllungsfrist ist ein angemessener Ersatzbeitrag in Geld vorzuschreiben und wie die sonstigen Geldleistungen einzubringen. 

8) Über alle Leistungen der Mitglieder hat der *Ausschuss* (oder) *Kassier*  genaue  Aufzeichnungen zu führen. 

9)  Die Beitragspflicht ist eine Grundlast und hat bis zum Betrage dreijähriger Rück​stände den Vorrang vor anderen dring​lichen Lasten unmittelbar nach den von der Liegenschaft oder Anlage zu entrichtenden Steuern und sonstigen öffentlichen Abga​ben. Die Verpflichtung zur weiteren Beitragsleistung erlischt erst mit dem ordnungsmäßigen Ausscheiden der belasteten Liegenschaft oder Anlage aus der Genossenschaft oder mit deren Auf​lösung. Die ausgeschiedenen Liegen​schaften und Anlagen haften für die vor ihrem Ausscheiden fällig gewordenen Beiträge.

(* nicht zutreffendes streichen*)

§ 8

Genossenschaftsorgane

* Die Organe der Genossenschaft sind die Mitgliederversammlung, der Aus​schuss und der   Obmann.*

   (oder)
* Die Organe der Genossenschaft sind die Mitgliederversammlung und der Geschäftsführer.*

(*nicht zutreffendes streichen* - bei Genossenschaften mit weniger als 20 Mitgliedern kann an Stelle des Ausschusses ein Geschäftsführer bestellt werden, der die Aufgabe des Ausschusses und des Obman​nes in sich vereinigt.)

§ 9

Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitgliederversammlung

1)  In der Mitgliederversammlung haben alle Genossenschaftsmitglieder Sitz und Stimme. (Das Stimmenverhältnis ist im § 6 der Satzung festgelegt.)

2)  Sie ist über *Beschluss des Aus​schusses* vom  *Obmann* (oder)  *Geschäfts​führer* mindestens einmal jährlich und nach Bedarf, wenn es der Ausschuss für notwendig erachtet oder wenn dies mindestens ein Drittel der Ge​nossenschaftsmitglieder verlangt, einzube​rufen.

3)  Alle Mitglieder sind unter Bekannt​gabe der Tagesordnung schriftlich einzu​laden, und zwar derart, dass die Einladung jedem Mitglied spätestens eine Woche vor der Versammlung zukommt. In gleicher Weise ist auch die Wasserrechtsbehörde von der Abhaltung der Versammlung zu verständigen. Es bleibt ihr überlassen, zur Versammlung einen Vertreter

     zu ent​sen​den.

4) Die Genossenschaftsmitglieder können sich in der Mitgliederversammlung auch durch eine von ihnen schriftlich be​vollmächtigte Person vertreten lassen. 

5)  Die Versammlung wird vom *Obmann, im Falle seiner Verhinderung vom Obmann-Stellvertreter* (oder) *Geschäftsführer / Stellvertreter* geleitet. Ist auch dieser verhindert, so leitet das an Lebensjahren älteste Mitglied des Ausschusses die Mitgliederversammlung.

6)  Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der gesamten Stimmen (§ 6 der Satzung) und wenigstens die Hälfte der Genossenschaftsmitglieder vertreten ist.

7) * Wird die Beschlussfähigkeit nicht er​reicht, so ist die Mitgliederversammlung mit derselben Tages​ordnung noch einmal einzuberufen. Diese Versamm​lung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der vertretenen Stimmen und Mitglieder beschluss​fähig. Bei dieser zweiten Einberufung muß jedoch auf diese Bestimmung ausdrücklich hingewiesen werden.* 


   (oder)
    * Wird die Beschlussfähigkeit nicht erreicht, so ist nach einer Wartezeit von einer hal​ben Stunde die Versammlung noch einmal zu eröffnen. Diese Versammlung ist ohne Rück​sicht auf die Anzahl der vertretenen Stimmen beschlussfähig. In der Einladung zur Versammlung ist auf diesen Umstand hinzuweisen.* 

8)  Zu einem gültigen Beschluss ist grundsätzlich die Abgabe der einfachen Mehrheit der anwesenden Stimmen (§ 6 der Satzung) erforderlich.

9)  Beschlüsse über Satzungsänderungen, Änderungen des Maßstabes für die Auf​teilung der Kosten und über die Auflösung der Genossenschaft bedürfen wenigstens der Zweidrittel​mehr​heit der Stimmen der bei einer hierüber einberufenen Mitglieder​versammlung anwesenden Mitglieder, im Falle eines Umlaufbeschlusses der Zwei​drittelmehrheit der Stimmen aller Mit​glieder. Satzungsänderungen sowie die Auflösung der Genossenschaft werden erst nach Genehmigung durch die Wasserrechtsbehörde wirksam.

10) Das Stimmrecht wird mittels Stimmzettels ausgeübt. Zum Zweck der Abstimmung erhält jedes an der Versammlung teil​nehmende Mitglied bzw. dessen Vertreter (§ 9 Abs. 4 der Satzung) vom Vorsitzenden einen Stimmzettel, auf dem der Name des Mitgliedes und die An​zahl der von diesem vertretenen Stimmen vermerkt ist.

     *Bei Zustimmung aller anwesenden Mitglieder kann die Abstimmung auch durch Handzeichen erfolgen. In diesem Fall ist jedoch auf das womöglich ungleiche Stimmgewicht gem. § 6 der Satzung Bedacht zu nehmen.*

(* nicht zutreffendes streichen*)
§ 10

Wirkungsbereich der Mitgliederversammlung

In den Wirkungsbereich der Mitglieder​ver​sammlung fallen folgende Angelegen​heiten:

1.  Beschluss der Satzungen und ihrer Änderungen einschließlich der Änderungen des   Maßstabes für die Aufteilung der Kosten.

2.   *Wahl des Obmannes und der übrigen Mitglieder des Ausschusses.*  (oder)
      *Wahl des Geschäftsführers.*

3.  Wahl der Rechnungsprüfer.

4.  Beschluss des Voranschlages.

5.  Genehmigung des Geschäftsberichtes und des Rechnungsabschlusses und Entlastung des *Ausschusses* oder *Ge​schäftsführers*.

6.  Genehmigung des Bauentwurfes und seiner allfälligen Änderungen.

7.  Festsetzung der Entlohnung nach § 4 Ziffer 5 der Satzung, allfälliger an den *Obmann und die übrigen Aus​schuss​mitglieder* (oder) *Geschäftsführer* zu leistenden Ver​gütungen und des Ersatzes der einzelnen Mitgliedern anlässlich der Bildung der Genossen​schaft etwa er​wachsenden Kosten.

8.  Beschluss über die nachträgliche Auf​nahme von weiteren Genossen​schafts​mitgliedern, über das Aus​scheiden von Mitgliedern, über die aus diesen Anläs​sen von den betref​fenden Mit​gliedern oder von der Genossen​schaft zu er​bringenden Leistungen, gegebenen​falls Beschluss über die in solchen Fällen an die Wasserrechts​behörde zu stellenden Anträge.

9.  Beschluß über Darlehensaufnahmen.

10.  Beschluss über die Art der Bauaus​führung (ob in eigener Regie oder durch ein Bauunternehmen).

11.
Beschluss über die Auflösung der Genossenschaft und über die aus diesem Anlass zu treffenden Maß​nahmen.

§ 11

Wahl und Funktionsperiode des Ausschusses 

1) *Die Mitgliederversammlung wählt aus ihrer Mitte durch einfache Mehrheit aller abgegebenen Stimmen einen Aus​schuss von ______ Mit​gliedern für die Dauer von ______ Jahren, ferner _______ Ersatzmänner, welch letztere in der durch die erhaltene Stimmen​zahl sich ergebenden Reihenfolge in den Aus​schuss einzutreten haben, wenn aus irgendeinem Grund ein Mitglied des Aus​schusses vor Ab​lauf der Funktionsperiode aus seinem Amt tritt. 

     Der Ausschuss wählt sodann aus seiner Mitte mit nach Köpfen zu berechnender Stimmenmehrheit den Obmann, den Obmannstellvertreter, Kassier und einen *Schriftführer*.

           (oder):     


*Die Mitgliederversammlung wählt aus ihrer Mitte, und zwar in abgesonderten Wahlgängen den Obmann, dessen Stellvertreter, einen Kassier, *einen Schriftführer sowie ...... weitere Ausschussmitglieder* und ....... Ersatzmitglieder, welch letztere in der durch die erhaltene Stimmen​zahl sich ergebenden Reihenfolge in den Aus​schuss einzutreten haben, wenn aus irgendeinem Grund ein Mitglied des Aus​schusses vor Ab​lauf der Funktionsperiode aus seinem Amt tritt. Der Obmann gehört dem Ausschuss als stimmberechtigtes Mitglied an.*

2)  Nach Ablauf der Funktionsperiode des Ausschusses hat eine Neuwahl ohne unnötigen Aufschub, längstens aber innerhalb von _____ Monaten nach Ablauf zu erfolgen. Bis zu dieser Neuwahl bleiben die bisherigen Ausschussmitglieder im Amt.

3)  Ergibt sich bei den Wahlen nicht die er​forderliche Mehrheit, so entscheidet eine engere Wahl zwischen jenen beiden Mitgliedern, welche die meisten Stimmen erhalten haben und bei Stimmengleichheit das Los. 

4)  Einer Minder​heit von wenigstens 20 % aller Stimmen der Genossenschaft ist auf ihr Ver​langen eine verhältnismäßige Vertre​tung im Aus​schuss einzuräumen.

5) Die Namen der Gewählten und der für die Genossenschaft Zeichnungsberechtigten sind der Wasserrechts- und Wasserbuchbehörde anzuzeigen.

(Die aus weniger als 20 Mitglieder be​stehende Genossenschaftsversammlung wählt aus ihrer Mitte durch einfache Mehr​heit aller abgegebenen Stimmen einen Ge​schäftsführer sowie einen Stellvertreter, der die Aufgabe des Aus​schus​ses und des Obmannes bzw. dessen Stellvertreter in sich ver​einigt. Die übrigen Bestimmungen wären in diesem Fall sinngemäß anzuwenden, die Überschriften anzupassen. Dasselbe gilt sinngemäß für die §§ 12, 13, 14 und 15 der Satzung)

(* nicht zutreffendes streichen*)
§ 12

Einberufung und Beschlussfähigkeit des Ausschusses

1)  Der Ausschuss ist vom Obmann, in dessen Verhinderung vom Obmannstellvertreter bei Bedarf, mindestens jedoch einmal jährlich, oder wenn es von mindestens _____ Ausschussmitgliedern verlangt wird, einzuberufen. 

     Die Teilnahme an den Aus​schusssitzungen ist Pflicht. 

2)  Während der Baudurchführung sollen die Ausschuss​sitzungen mindestens ____    abgehalten werden. 

3)  Alle Ausschussmitglieder sind unter Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich so rechtzeitig einzuladen, daß die Einladung jedem Ausschussmitglied spätestens 1 Woche vor der Ausschusssitzung zukommt.

4) Der Ausschuss ist bei Anwesenheit von min​destens ______ Mitgliedern be​schlussfähig. Er ent​scheidet mit einfacher, nach Köpfen zu berechnender Stim​men​mehrheit. Der Ob​mann stimmt mit. Bei gleichgeteilten Stimmen gibt jene des Obmannes den Ausschlag.

§ 13

Wirkungsbereich des Ausschusses 

Alle nicht ausdrücklich der Beschlussfas​sung durch die Mitgliederver​samm​lung vorbe​haltenen Angelegenheiten ge​hören zum Wirkungskreis des Ausschusses. 

Zur Leitung und Besorgung der Genossenschaftsangelegenheiten fallen insbesondere folgende Aufgaben in dessen Wirkungsbereich:

1.  Alle zur Ausführung des Bauvorhabens notwendigen Anordnungen, wie An​bot​ausschreibung und Vergebung der Arbeiten und Abschluss der Verträge. Im Falle einer Förderung der Anlage aus öffentlichen Mitteln dürfen diese Maßnahmen nur im Einvernehmen und mit Zustimmung der Landesbau​direktion getroffen werden.

2.  Beschaffung der erforderlichen Bau​stoffe und der Arbeitskräfte bei Aus​führung der Arbeiten in eigener Regie.

3.  Bestellung einer Bauleitung.

4.  Beaufsichtigung der Arbeiten im Ein​ver​nehmen mit der Bauleitung.

5.
Auszahlung der Rechnungen nach Über​prüfung durch die Bauleitung.

6.  Verfassung des Voranschlages und des Rechnungsabschlusses.

7.  Berechnung der auf die einzelnen Mit​glieder entfallenden Kostenbeiträge und der beim Gericht zu stellenden An​träge auf zwangsweise Eintreibung rück​ständiger Beiträge.

8.  Beaufsichtigung der genossenschaft​lichen Anlagen, der Hausleitungen und Instandhaltung der genossenschaft​lichen Anlagen.

9.
Auftrag an den *Obmann* (oder) *Geschäftsführer*  zur Einbe​rufung der Mitgliederversammlung

§ 14

Wirkungsbereich des Obmannes

1) Der Obmann vertritt die Genossenschaft nach außen und hat alle Beratungen und Beschlussfassungen sowohl des Ausschus​ses als auch der Mitgliederversamm​lung zu leiten und einzuberufen. 

2)  Der Obmann hat für die Genossenschaft zu zeichnen. Urkunden jedoch, durch welche rechtliche Verpflich​tungen der Genossenschaft einge​gangen werden, sind vom Obmann, Obmannstell​vertreter und Kassier zu fertigen.

3)  Im Rahmen der Vertretung der Genossenschaft nach außen obliegt dem Obmann die Mitteilung des Mitgliederstandes unter Angabe der Mitglieder sowie Veränderungen (längstens alle 2 Jahre) und Bekanntgabe der Namen der Gewählten und der für die Genossenschaft Zeichnungsberechtigten an die Wasserrechts- und Wasserbuchbehörde. 

4)  Der Obmann ist befugt, bei Gefahr im Verzug anstelle der Kollegialorgane der Genossenschaft das Erforderliche zu veranlassen. Hievon hat der dem jeweils zuständigen Organ in der nächsten Sitzung zu berichten. 

§ 15

Wirkungsbereich des Obmannstellvertreters

Der Obmannstellvertreter hat den Obmann dann zu vertreten, wenn dieser verhindert ist, seinen Verpflichtungen nachzukommen.

§ 16

Wirkungsbereich des Kassiers

Der Kassier hat sämtliche Einnahmen und Ausgaben der Genossenschaft zu buchen, die allenfalls gewährten Förderungsbei​träge aus öffentlichen Mitteln und die Mitglieder​beiträge und sonstigen Ein​nahmen in Empfang zu nehmen, aufgrund der vom Bauleiter und vom Obmann gefertigten Arbeiterwochenlisten und Ausweise die Löhne und über Anweisung des Aus​schusses die Rechnungen zur Auszahlung zu bringen. Der Kassier hat weiters dem Ausschuss und der Mitgliederversammlung über die Kassenge​barung regelmäßig und über besondere Auffor​derung zu berichten. Die Bestellung von Hilfspersonal für die Führung der Aufzeichnungen entbindet den Kassier nicht von seiner Verantwortlichkeit.

*§ 17

Wirkungsbereich des Schriftführers

*Der Schriftführer ist verantwortliches Organ für den gesamten Schriftverkehr der Genossenschaft. Ihm obliegt insbesondere die Protokollführung in den Ausschusssitzungen und Mitgliederversammlungen. 

Der Schriftführer hat die Niederschriften über die Ausschusssitzungen und Mitgliederversammlungen gemeinsam mit dem Obmann (und _______) zu unterfertigen.*

§ 18

Bestellung und Wirkungsbereich der Rechnungsprüfer

1) Zur Prüfung der gesamten Gebarung der Genossenschaft hat die Mitgliederversammlung

     ____ Rechnungs​prüfer für die Dauer von ______  zu wählen. 

2)  Die Rechnungsprüfer können, müssen jedoch keine Genossenschaftsmitglieder sein, dürfen aber keinesfalls Ausschussmitglieder und auch nicht deren Ersatzmitglieder sein.

3)
Begleitendes Informationsrecht der Rechnungsprüfer: Die Rechnungsprüfer der Genossenschaft sind von jeder Sitzung des Ausschusses rechtzeitig zu verständigen. Sie sind berechtigt, an den Ausschusssitzungen teilzunehmen und Fragen zu richten an den Obmann, an den Kassier und an den Schriftführer. Darüber hinaus haben die Rechnungsprüfer keine weiter​gehen​den Rechte in den Ausschusssitzungen. Sinngemäß gleiches gilt für die Mitgliederver​sammlungen, wenn ein Rechnungsprüfer keinen Sitz in der Mitgliederversammlung hat (kein Genossenschaftsmitglied ist).

4)
Die Rechnungsprüfer haben zu prüfen, ob die Gebarung der Genossenschaft, insbesondere auch alle Rechnungen (die durch 14 Tage vor jeder Mitgliederversammlung zur Einsichtnahme durch die Mitglieder und Rechnungsprüfer bei der Geschäftsstelle der Genossenschaft aufzu​liegen haben), der Jahresvoranschlag und Rechnungsabschluß, wirtschaftlich, zweckmäßig, sparsam und richtig geführt wird, und ob die Gebarung den Gesetzen, der Genossenschafts​satzung und sonstigen Vorschriften entspricht. 

5)
Die für die Geschäftsführung verantwortlichen Organe und Funktionäre sind im Rahmen ihrer Befugnisse verpflichtet, anläßlich einer Prüfung den Rechnungsprüfern Zutritt zur gesamten Buchhaltung, zu allen Verbandsakten, Räumen und Anlagen des Verbandes zu gewähren und alle für eine Überprüfung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

6)
Die Überprüfung ist jeweils mindestens ......-jährlich, außerdem ohne unnötigen Aufschub bei jedem Wechsel in der Person *des Obmannes oder des Kassiers*  (oder)  *des Geschäftsführers*,  vorzunehmen. Außerdem sollte zumindest eine Prüfung im Jahr unvermutet stattfinden.

7)
Die Rechnungsprüfer haben von ihrem Informationsrecht Gebrauch zu machen, grundsätzlich ohne Aufforderung von sich aus zu prüfen und ohne Aufforderung von sich aus allfällige Anstände rechtzeitig zu erheben. Von der Überprüfung durch die Rech​nungsprüfer sind erforderlichenfalls zurückliegende Geschäftsjahre des Verbandes nicht ausgeschlossen. 

8)
Über das Ergebnis jeder Prüfung haben die Rechnungsprüfer der nächsten Mitgliederversammlung unaufgefordert einen schriftlichen Prüfbericht vorzulegen und über Aufforderung *des Ausschusses* (oder)  *des Geschäftsführers* oder der Mitgliederversammlung in dieser zu berichten. 

9)  Sämtliche Prüfberichte sind chronologisch gesammelt zu den Verbandsakten aufzubewahren.  

§ 19

Bauausführung

Die Mitgliederversammlung ent​scheidet, ob die genossenschaftlichen Anlagen, soweit dies gewerberechtlich zulässig ist, in eigener Regie der Genos​senschaft ausgeführt werden sollen oder ob die Baudurch​führung an ein Bauunter​nehmen zu ver​geben ist. In allen diesen Fragen sind im Falle einer Förderung aus öffentlichen Mitteln die diesbezüglichen Richtlinien der Landesbaudirektion zu beachten.

§ 20

Nachträgliche Aufnahme von weiteren Mitgliedern

1) Im Einvernehmen zwischen der Genossen​schaft und den betreffenden Eigentümern (Berechtigten) können Liegenschaften oder Anlagen auch nachträglich einbezogen werden.

2) Die Genossenschaft ist verpflichtet, soweit der Zweck der Genossenschaft nicht ge​ändert wird, benachbarte oder im Bereich des genossenschaftlichen Unternehmens befindliche Liegenschaften und Anlagen auf Antrag ihres Eigentümers oder Berech​tig​ten nachträglich einzubeziehen, wenn ihnen hierdurch wesentliche Vorteile und den bis​herigen Mitgliedern keine wesentlichen Nachteile erwachsen können. 

3) Die Genos​sen​schaft ist berechtigt, von den neu hinzukommenden Mitgliedern einen ange​messenen Beitrag zu den bisherigen Auf​wendungen sowie die vorherige Entrich​tung der ihr durch den Anschluss etwa verursachten besonderen Kosten zu ver​langen.

§ 21

Ausscheiden von Mitgliedern

1) Einzelne Liegenschaften oder Anlagen können im Einvernehmen zwischen ihren Eigentümern (Berechtigten) und der Ge​nos​senschaft wieder ausgeschieden werden. Die ausgeschiedenen Liegen​schaften haften für die vor ihrer Aus​scheidung fällig gewordenen Beiträge.

2) Die Genossenschaft ist verpflichtet einzelne Liegenschaften oder Anlagen auf Verlangen ihres Eigentümers (Berech​tigten) auszu​scheiden, wenn ihm nach Ablauf einer zur Erreichung des erhofften Erfolges genügen​den Zeit aus der Teil​nahme am genossen​schaftlichen Unter​nehmen kein wesent​licher Vorteil erwachsen ist und der Genos​sen​schaft durch das Ausscheiden kein überwiegender Nachteil entsteht.

3)  Das betreffende Mitglied ist auf Verlangen der Genossenschaft verbunden, die etwa durch sein Ausscheiden entbehrlich wer​denden und der Genossenschaft nunmehr nachteiligen besonderen Einrichtungen zu beseitigen oder sonst durch geeignete Maß​nahmen den früheren Zustand nach Mög​lich​keit wieder herzustellen.

4)  Auf Antrag der Genossenschaft kann die Wasserrechtsbehörde, soweit öffentliche Interessen nicht entgegenstehen, einzelne Liegenschaften oder Anlagen, aus deren weiterer Teilnahme der Genossenschaft wesentliche Nachteile erwachsen, aus​scheiden. Den ausscheidenden Mitgliedern stehen die im § 82 (4) WRG 1959 be​zeichneten An​sprüche gegen die Ge​nos​senschaft zu. 

5)  Ausgeschiedene Liegenschaften und Anlagen haften den Genossenschaftsgläubigern gegenüber für Forderungen, die von der Genossenschaft nicht hereingebracht werden können, nach Maßgabe des zuletzt innegehabten Anteiles. Dies gilt auch bei Forderungen des genossenschaftlichen Unternehmens aus öffentlichen Mitteln. Die Haftung wird durch einen Eigentümerwechsel nicht berührt. 

§ 22

Schlichtung von Streitigkeiten

1)  Über Streitigkeiten, die zwischen den Mit​gliedern untereinander oder zwischen diesen und der Genossenschaft aus dem Genossenschaftsverhältnis entstehen, ent​scheidet ein Schiedsgericht. 

2)  In dieses Schieds​gericht wählt jeder Streitteil einen Schiedsmann. Ein von der Genossenschaft zu entsendender Schiedsmann wird vom *Ausschuss* (oder)  *Geschäftsführer* bestimmt. Die Schiedsmänner wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden. 

(Das Schiedsgericht kann auch für eine gesamte Funktionsperiode z.B. des Vorstandes gewählt werden - d.h. im vorhinein und nicht erst bei Eintreten von Streitigkeiten. In diesem Fall ist in der Satzung zusätzlich zu bestimmen: - die Funktionsdauer, - die Zahl der Mitglieder,       - der Kreis, aus dem die Mitglieder kommen sollen, dh. sollten keine Mitglieder des Vorstandes und auch nicht Rechnungsprüfer sein, - der Vorgang der Wahlen, - die Einberufung,......)   
3) Die Entscheidung des Schieds​gerichtes erfolgt mit einfacher Stim​menmehrheit. Sollten sich die Streit​teile mit dem Ausspruch des Schieds​ge​richtes nicht zufrieden geben, so ist die Angelegenheit gemäß 85 WRG 1959 der Wasser​rechtsbehörde vorzu​tragen.

4) Beschwerden betreffend Wahlvorgang und Wahlrecht sind nur binnen zwei Wochen ab dem Zeitpunkt der Wahl zulässig und bei der Behörde einzubringen.

§ 23

Auflösung der Genossenschaft

Die Wassergenossenschaft gilt als aufgelöst wenn: 

1.  die Mitgliederversamm​lung mit der für Satzungsänderungen erforderlichen Mehrheit (§ 9 Abs. 9 der Satzung) die Auflösung beschließt.

     Die beab​sichtigte Auf​lösung ist der Wasser​rechtsbe​hörde anzuzeigen,

2.  der Weiterbestand der Genossenschaft im Hinblick auf die gegebenen Verhält​nisse keine besonderen Vorteile mehr erwarten lässt,

3.  die Wasserrechtsbehörde nach Sicherstellung der Verbindlichkeit gegenüber Dritten die Auflösung ausspricht.

§ 24 

Aufsichtsbehörde

Die Genossenschaft unterliegt gemäß § 85 WRG 1959 der Aufsicht der Wasser​rechtsbehörde, die auch über alle aus dem Genossenschaftsverhältnis und den wasserrechtlichen Verpflichtungen der Genossenschaft entspringenden Streitfälle zu entscheiden hat, die nicht im Sinne des § 22 dieser Satzungen durch ein Schiedsgericht beigelegt werden. 

Die Wasserrechtsbehörde ist, soweit dies im Wasserrechtsgesetz oder in diesen Satzungen verlangt wird, in die Genossen​schaftsangelegenheiten einzuschalten, insbesondere sind ihr sowie auch dem Landeshauptmann als Wasserbuchbehörde die Namen der Gewählten und der für die Genossenschaft Zeichnungsberechtigten anzuzeigen.

Die Wassergenossenschaft hat weiters der Wasserrechts- und der Wasserbuchbehörde alle zwei Jahre den Mitgliederstand unter Angabe der Mitglieder sowie Veränderun​gen mitzuteilen.

